Dienstvorschrift für Pfarrer und Pfarrerinnen der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien

Präambel

Die eine, heilige apostolische und christliche Kirche beruft weltweit Menschen in ihren Dienst. Mit gleicher Verantwortung aber in unterschiedlicher Weise tragen Ordinierte und Nichtordinierte zu dem Zeugnis von der Liebe Gottes durch Jesus Christus bei. Sie werden partnerschaftlich am Recht und Dienst der Kirche beteiligt.

In der Evangelischen Kirche AB in Rumänien wird der regelmäßige geistliche Dienst von Pfarrern und Pfarrerinnen wahrgenommen. Er besteht in der Erfüllung der vielfältigen Aufgaben des Hirtenamtes, des Lehramtes und des Priesteramtes. Die Geistlichen sind in der Ausübung Ihres Amtes an die Heilige Schrift und das Augsburger Bekenntnis gebunden.

Der alltägliche Dienst steht allerdings in steter Spannung zwischen der Berufung zum besonderen Amt durch die Ordination und dem allgemeinen Priestertum aller Getauften, zwischen Weisung an eine bestimmte Gemeinde

und dem Auftrag als Ordinierter der Gesamtkirche, zwischen lebensumfassender Berufung und arbeitsrechtlich geregelter Dienststelle, zwischen privater Person und dem öffentlichem Amt. 

Um dieses zu regeln, hat die 71. Landeskirchenversammlung im Sinne von § 13-15 der Kirchenordnung am 20. November 2004 in Hermannstadt die folgende Dienstvorschrift für Pfarrer und Pfarrerinnen der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien  beschlossen:
I. Abschnitt

        Grundbestimmungen
§1

(1) Der Pfarrer hat den Auftrag der öffentlichen Verkündigung des Evangeliums in Wort und Sakrament. Er wird zu seinem Dienst grundsätzlich durch die Gemeinde berufen und steht zu ihr in einem Angestelltenverhältnis. Er wird als Pfarrer von der Gemeinde gewählt oder vom Landeskonsistorium als Pfarrer eingesetzt. Sein Dienst wird durch das Ordinationsgelübde, die kirchlichen Ordnungen und das geltende Arbeitsrecht bestimmt.

(2) Der Vikar wird vom Landeskonsistorium einem Pfarrer für ein Lehrvikariat auf Antrag der Gemeinde zugeteilt und beim zuständigen Bezirkskonsistorium angestellt.

(3) Die Evangelische Kirche A.B. in Rumänien gewährt dem Pfarrer Schutz und Hilfe bei der Erfüllung seines Dienstes.

§2

(1) Pfarrer sind im Sinne der geltenden Kirchenordnung alle zum geistlichen Amt der Kirche Ordinierten.

(2) § 13-16 der Kirchenordnung (Wählbarkeit, Wahl, Ordination) finden in diesem Gesetz entsprechende Anwendung.

(3) Alle Ordinierten führen nach Ihrer ordnungsgemäßen Berufung und Einführung die Bezeichnung Pfarrer, wobei die Amtsbezeichnung geschlechtsspezifisch zu verwenden ist. 

§3

(1) Die Evangelische Kirche A.B. in Rumänien führt eine Liste der Kandidaten des geistlichen Amtes.

(2) In die  Liste der Kandidaten des geistlichen Amts werden aufgenommen:

a.
alle Ordinierten der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien, 

b.
die Theologiestudenten nach absolvierter Grundprüfung unter der 
Voraussetzung, daß Sie darum schriftlich ansuchen und der Bischof den Antrag befürwortet, und
c. 
Theologen aus dem Ausland nach einem geregelten Aufnahmeverfahren und einem diesbezüglichen Beschluß des Landeskonsistoriums.

(3) Der Kandidat des geistlichen Amtes in der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien verliert diesen Status und wird von der Kandidatenliste gestrichen:

a.
im Todesfall

b.   
auf Antrag
c.  
durch ein geregeltes Verfahren in Vereinbarung mit einer anderen 
     
Evangelischen Kirche,  
d. 
bei Absprechung dieses Status aufgrund der Disziplinarvorschrift der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien
e. 
bei Absprechung dieses Status durch das Landeskonsistorium der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien
f. 
durch Austritt aus der Kirche
§4
Vor der Eheschließung eines Kandidaten des geistlichen Amtes ist ein Gespräch der beiden künftigen Ehepartner mit dem Bischof notwendig. 

§5
Diese Dienstvorschrift gilt in gleicher Weise für Diakone und Diakoninnen, die im Pfarrdienst stehen.
II. Abschnitt
Anstellungsfähigkeit und Ordination
§6
(1) Anstellungsfähig als Pfarrer ist, wer:

a.
Mitglied der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien ist oder zum Zeitpunkt der Anstellung wird,

b.
geistig gesund und frei von solchen körperlichen Gebrechen ist, die ihn an der Ausübung seines Dienstes wesentlich hindern,
c.
das Erste und Zweite Theologische Examen abgelegt hat,
d.
eine der Lehren und Überlieferungen unsrer Kirche entsprechende Haltung und Lebensführung zeigt, und
e.
in der Liste der Kandidaten des geistlichen Amtes aufgenommen ist.
(2) Männer und Frauen haben den gleichen Zugang zu allen geistlichen Ämtern.
Die Anstellungsfähigkeit wird aufgrund der obengenannten Bedingungen durch das Landeskonsistorium festgestellt.

(3) Für die Anstellung des Vikars gelten zusätzlich zum Ersten theologischen Examen die Bedingungen vom § 6(1) a und b

§7
(1) Die Ordination wird vom Bischof als Oberhirten der Kirche aufgrund von § 114 der Kirchenordnung vollzogen. In begründeten Fällen kann der Bischof die Ordination verweigern

(2) Die Ordination setzt in der Regel voraus, daß ein Dienstverhältnis als Pfarrer in der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien angestrebt wird.

(3) Der Ordination geht ein Ordinationsgespräch  voraus, das zusammen mit den dem Ordinator zugänglichen Unterlagen feststellen läßt, ob der Kandidat die äußeren und inneren Bedingungen für das geistliche Amt erfüllt.

§8
(1) Das Landeskonsistorium legt die Prüfungsordnung für die Ablegung der Pfarramtsprüfung (Zweites Theologisches Examen) fest, die den Kandidaten zur Besetzung einer Pfarrstelle und zur Führung des Pfarramtes berechtigt.

(2) Die Berechtigung zur Bewerbung um eine Pfarrstelle, die durch Wahl zu besetzen ist, wird durch die Ablegung eines Kolloquiums erworben, dessen Ordnung ebenfalls durch das Landeskonsistorium festgelegt wird.

III Abschnitt

Besetzung der Pfarrstelle

§9
(1) Das Dienstverhältnis wird durch die erstmalige Berufung durch Wahl oder Ernennung in eine Pfarrstelle begründet Wahl oder Ernennung in eine Pfarrstelle begründet

(2) Die Berufung erfolgt auf unbestimmte Zeit und gilt bis zur Versetzung in den Ruhestand.

(3) Der Pfarrer wird in einem Gottesdienst in sein Amt eingeführt

§10
(1) Eigenständige Kirchengemeinden oder Pfarrgemeinden, die aufgrund der Kirchenordnung das Recht der Pfarrwahl haben, müssen die vakante Stelle innerhalb eines halben Jahres ausschreiben.

(2) Wenn sich die Besetzung einer Pfarrstelle durch Wahl länger als ein halbes Jahr als unmöglich erweist, kann das Landeskonsistorium nach vorheriger Anhörung des zuständigen Presbyteriums und Bezirkskonsistoriums die Neubesetzung der Stelle durch eine zweite Ausschreibung (Bewerbungsaufruf) empfehlen. 

(3) Nach einem zweiten ergebnislos gebliebenen Bewerbungsaufruf kann das Landeskonsistorium einen Pfarrer einsetzen.

(4) Die Kirchengemeinde kann auch nach der Ernennung eines Pfarrers die Pfarrstelle jederzeit wieder ausschreiben.
§11
(1) Ein Pfarrer ist nach seiner Wahl drei Jahre lang grundsätzlich an die Gemeinde gebunden (§ 32(2) der Kirchenordnung). Ausnahmen genehmigt das Landeskonsistorium. 
(2) Nach fünf Jahren Dienst im Pfarramt wird eine Visitation des Dechanten durchgeführt, wobei dieser mit der Gemeinde den Dienst des Pfarrers beurteilt. Diese Einrichtung wird alle weiteren fünf Jahre wiederholt. Bei solchem Anlaß kann der Dechant den Wechsel der Gemeinde empfehlen.
§12
Eingesetzte Pfarrer können vom Landeskonsistorium im Bedarfsfall und nach einem Gespräch mit den Gemeinden auf eine andere Pfarrstelle innerhalb der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien versetzt werden.

§13
Die Betreuung von Gemeinden, deren Pfarrstelle vakant ist, wird vom zuständigen Bezirksdechanten geregelt.

§14
(1) Vor der Einführung des Pfarrers in seine Pfarrstelle sorgt der zuständige Bezirksdechant dafür, daß die Pflichten des Pfarrers sowie die Einkünfte, Bezüge und Nutzungen in einer schriftlichen Konvention festgehalten werden.  

(2) Bei der Ernennung von Pfarrvertretern werden die Einkünfte vom zuständigen Bezirksdechanten in Absprache mit den Gemeinden schriftlich festgelegt.
(3) Betreut ein Pfarrer mehrere Gemeinden, ist darauf zu achten, daß die zu tragenden Lasten aufgeteilt werden.

(4) Die arbeitsrechtlichen Bestimmungen betreffend den Arbeitsvertrag der Gemeinde mit  dem Pfarrer bleiben davon unberührt.

IV Abschnitt

Inhalt des Dienstverhältnisses

Allgemeine Bestimmungen
§15
(1) Zu den allgemeinen Dienstpflichten eines Pfarrers gehören:

a.
Der Pfarrer hat das Evangelium von Jesus Christus öffentlich zu verkündigen, die Sakramente zu verwalten sowie Unterweisung und Seelsorge auszuüben. Ihm obliegt die Leitung der Gemeinde zusammen mit den Mitgliedern der kirchlichen Körperschaften.

In Gemeinden mit mehreren Pfarrern obliegt diese Aufgabe dem geschäftsführenden Pfarrer. 

b.
 Der Pfarrer ist aufgrund seines Ordinationsgelübdes verpflichtet, in seinem Gesamtverhalten auf die besondere Verantwortung Rücksicht zu nehmen, die ihm aus seinem Amt erwächst, und für die Kirche innerhalb und außerhalb seines Dienstes einzutreten.

c.   
Er ist verpflichtet, die in seiner Gemeinde hergebrachten und 
anerkannten gottesdienstlichen Formen und Ordnungen zu beachten. Dauerhafte Veränderungen der Gestaltung des Hauptgottesdienstes und der Grundformen der Kasualien sind nur mit Zustimmung der Gemeindevertretung (Gemeindeversammlung) in den vom Landeskonsistorium zugelassenen Fällen möglich.

d.  
Er ist angehalten, zu den Mitarbeitern ein seinem Auftrag entsprechendes 
Verhalten an den Tag zu legen.

e.  
Er trägt die Verantwortung für die gewissenhafte Erfüllung der ihm 
obliegenden Verwaltungsaufgaben.

f.  
Er ist verpflichtet, an den Sitzungen der kirchlichen Körperschaften 
teilzunehmen.
(2)Unbeschadet seiner Dienstpflicht im Rahmen des ihm erteilten Auftrages ist der Pfarrer den Gemeinden seines Kirchenbezirks und der gesamten Kirche zum Dienst verpflichtet.

(3) Betreffend die Rechte und Pflichten des Pfarrers finden die Bestimmungen der Kirchenordnung (§ 31-34) entsprechend Anwendung.

Beichtgeheimnis

§16
Das Beichtgeheimnis ist unverbrüchlich. Dem Beichtgeheimnis unterliegt, was dem Pfarrer in Ausübung der Beichte anvertraut wird. Was ihm in Ausübung der Seelsorge zur Kenntnis gelangt, unterliegt im Zweifelsfall ebenfalls dem Beichtgeheimnis. 

Amtsverschwiegenheit

§17
Der Pfarrer hat über Angelegenheiten, die ihm in Ausübung seines Dienstes bekannt werden und ihrer Natur nach oder infolge besonderer Anordnung vertraulich sind, Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch, wenn sein Dienstverhältnis nicht mehr besteht. 
Parochialrecht des Pfarrers

§18
(1) Dem Pfarrer ist der Dienst an allen Gliedern seiner Gemeinde(n) aufgetragen. An allen Gottesdienststätten der ihm zugewiesenen Gemeinden hat er das Recht der öffentlichen Wortverkündigung (Kanzelrecht). 

(2) Das Recht des Bischofs, gemäß § 114(2) der Kirchenordnung in allen Gemeinden der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien zu predigen und geistliche Amtshandlungen vorzunehmen, bleibt unberührt. 

Das Gleiche gilt für den Bezirksdechanten  in den Gemeinden seines Kirchenbezirks.

Gemeinschaft der Amtsträger
§19
Der Pfarrer soll mit seinen Brüdern und Schwestern im Amt geschwisterlich  zusammenarbeiten. Er soll bereit sein, in Dienst und Leben Rat zu geben und anzunehmen und der Gemeinschaft der Amtsträger mit Ergebnissen seiner theologischen Weiterbildung zu dienen.

§20
(1) Der Pfarrer ist verpflichtet, an den Pfarrversammlungen und Bezirkskirchenversammlungen teilzunehmen.

(2) Der Pfarrer soll gemäß den geltenden Verordnungen an Veranstaltungen, die seiner theologischen oder praktischen Förderung oder Fortbildung dienen, teilnehmen.
Nebentätigkeit

§21
(1) Der Pfarrer darf eine vertraglich geregelte Beschäftigung neben seinem Amt nur annehmen, wenn dieses mit der gewissenhaften Ausübung seines Dienstes und der Würde des Amtes zu vereinbaren ist.

(2) Zur Ausübung einer solchen Tätigkeit bedarf der Pfarrer der Zustimmung des Landeskonsistoriums nach Anhörung der betreffenden Gemeinde(n) und des zuständigen Beziksdechanten.

Besondere Tätigkeiten

§22
Der Pfarrer und die Kandidaten des geistlichen Amtes dürfen nicht Vereinigungen angehören oder diese fördern, wenn deren Ziele oder Verhalten mit dem Auftrag der Kirche unvereinbar sind.

Politisches Verhalten

§23
 Der Pfarrer und die Kandidaten des geistlichen Amtes haben bei Äußerungen zu Fragen des politischen und des öffentlichen Lebens gewissenhaft zu bedenken, daß sie ihr Amt an die ganze Kirche und Gemeinde 

weist und daß im Bewußtsein der Öffentlichkeit Person und Amt untrennbar verbunden sind.

§24
(1) Pfarrer können nicht Mitglieder einer politischen Partei sein.

(2) Inwiefern Pfarrer Mitglieder einer politischen Organisation sein und dort ein Amt ausüben und/oder ein Mandat wahrnehmen können, entscheidet das Landeskonsistorium.

(3) Wird ein öffentliches oder politisches Mandat hauptamtlich übernommen, scheidet der Pfarrer aus dem geistlichen Amt aus. Er kann nach Beendigung seines Mandates wieder in den kirchlichen Dienst genommen werden.

(4) In Zusammenhang mit der Kandidatur zu einen solchen Amt ist ein seelsorgerliches Gespräch mit dem Vorgesetzten zu führen.
Urlaub
§25
Der Erholungsurlaub und der Studienurlaub des Pfarrers werden durch die geltende Urlaubsordnung geregelt.

Vertretung im Amt

§26
(1) Die Pfarrer innerhalb eines Kirchenbezirks, in Urlaubs- und Krankheitsfällen auch der Nachbarbezirke, sind zu Vertretungsdiensten verpflichtet. Die Aufsicht obliegt den zuständigen Bezirksdechanten. 

(2) Die Vertretung im Gottesdienst und bei Amtshandlungen sind nur in Absprache mit dem Kurator und dem zuständigen Bezirksdechanten möglich.

§27
(1) Wenn der Pfarrer einer Gemeinde durch langwierige Krankheit bis zu einem Jahr oder aus einem anderen Grund verhindert ist, sein Amt selber zu versehen, kann er oder das Presbyterium die Vertretung durch einen Amtsverweser beantragen. Die Entscheidung über den Antrag, den das Bezirkskonsistorium mit seinem Gutachten vorzulegen hat, trifft das Landeskonsistorium. Dieses ernennt den eingesetzen Pfarrer, wenn dem Antrag stattgegeben wird, nach Anhörung des zuständigen Bezirkskonsistoriums, gegebenfalls auch des Presbyteriums und des Pfarrers. 

(2) Die mit der Anstellung eines Amtsvertreters verbundenen Kosten trägt:
a.   
die Kirchengemeinde, wenn dem Pfarrer in Krankheitsfällen ein 
Amtsvertreter zugewiesen wird.

b.  
der Pfarrer, wenn er wegen Beurlaubung um einen Amtsvertreter 

ansucht.

(3) Pfarrer, die aufgrund des eigenen Ansuchens mehr als drei Monate unbezahlten Urlaub nehmen, verlieren das Anrecht auf die Pfarrstelle. In allen Fällen entscheidet das Landeskonsistorium über die Dauer der Beurlaubung und die Entlohnung des Vertreters nach Absprache mit der Gemeinde.
Amtstracht

§28
(1) Bei Gottesdiensten und Amtshandlungen, in denen der Pfarrer zu dienen hat, trägt er die Amtstracht. Das gleiche gilt bei besonderen Anlässen,soweit es angeordnet oder nach dem Herkommen üblich ist.

(2) Weitere Einzelheiten sind in der gültigen Kleiderordnung verpflichtend geregelt.
Residenzpflicht und Dienstwohnung

§29
(1) Gemäß § 34(1) der Kirchenordnung soll der Pfarrer in der Dienstwohnung einer von ihm betreuten Kirchengemeinde wohnen. Ausnahmen werden vom Landeskonsistorium genehmigt.

(2) Bei Ausscheiden aus der Pfarrstelle ist die Dienstwohnung von dem Pfarrer bzw. seinen Angehörigen für den Nachfolger alsbald frei zu machen. Nähere Bestimmungen darüber sind in den Konventionen festgelegt.

(3) Pfarrer im Ruhestand, die weiter in der Gemeinde vertraglich Dienst tun, können, wenn die Stelle nicht besetzt wird, das Wohnrecht, die Nutzung des Pfarrhauses und des 

Pfarrgartens aufgrund einer mit der Gemeinde über das zuständige Bezirkskonsistorium aufzusetzenden Konvention behalten.

Übergabe amtlicher Unterlagen

§30
(1) Bei Beendigung des Dienstes in einer Pfarrstelle hat der Pfarrer die von ihm verwalteten Schriftstücke und Gegenstände an die Vertreter der Gemeinde in Gegenwart des vom Bezirkskonsistorium ernannten Beauftragten zu übergeben und über die

ihm anvertraute Vermögensverwaltung Rechnung zu legen.

(2) Ist ein Pfarrer verstorben, verantwortet das zuständige Bezirkskonsistorium für die Übernahme durch die Gemeinde. 
V. Abschnitt

Dienstaufsicht

§31
Die Aufsicht über die Amts- und Lebensführung der Pfarrer (Dienstaufsicht) wird vom Bischof und den Bezirksdechanten wahrgenommen. Dazu dienen in besonderer Weise die Visitationen.

§32
(1) Bei Verletzung der Amtspflichten gelten die Bestimmungen der Disziplinarvorschrift der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien sowie andere kirchliche und arbeitsrechtliche Verordnungen.

(2) Der Pfarrer verletzt seine Amtspflichten, wenn er nachweislich das ihm anvertraute Amt mangelhaft ausübt, mißbraucht oder entwürdigt. Eine mangelhafte Amtsausübung liegt auch vor, wenn der Pfarrer gegen kirchliche Ordnungen oder Weisungen seiner Dienstvorgesetzten handelt.
VI. Abschnitt

Veränderung und Beendigung des Dienstverhältnisses

Versetzung

§33
(1) Im Interesse des Dienstes kann ein eingesetzter Pfarrer  versetzt werden.
(2) Ein Gemeindepfarrer kann aus seiner Pfarrstelle versetzt werden, wenn Umstände festgestellt worden sind, die eine weitere gedeihliche Tätigkeit des Pfarrers in seiner Gemeinde nicht mehr erwarten lassen, auch wenn die Gründe nicht in dem Verhalten des Pfarrers liegen. Eine solche Versetzung kann auch auf eigenes Ansuchen hin erfolgen.
§34
(1) Die Versetzung von Pfarrern beschließt das Landeskonsistorium nach vorheriger Anhörung des Betroffenen, der Gemeinde/n und des zuständigen Bezirkskonsistoriums. 

(2) Die diesbezüglichen Bestimmungen der Disziplinarvorschrift bleiben unberührt.

Ruhestand

§35
Der Pfarrer tritt entsprechend dem geltenden Arbeitsrecht und den Bestimmungen der Kirchenordnung in den Ruhestand. Seine mit der Ordination erworbenen Rechte bleiben erhalten.

§36
Die Versorgung der Pfarrer im Ruhestand wird durch die Ruhegehalts- und Unterstützungskasse der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien gesichert.

Beendigung des Dienstverhältnisses
§37
(1) Das Dienstverhältnis des Pfarrers endet außer mit dem Tod durch:

a. 
Pensionierung,

b. 
Entlassung,

c.
Ausscheiden aus dem Dienst, und

d.
Entfernung aus dem Dienst. 

(2) Die Entfernung aus dem Dienst wird durch die Disziplinarvorschrift geregelt.

VIII Abschnitt

Schluss- und Übergangsbestimmungen

§38
(1) Die Dienstvorschrift für Pfarrer und Pfarrerinnen der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien tritt mit dem 1. Januar 2005 in Kraft.

(2) Alle mit dieser Vorschrift im Widerspruch stehenden Bestimmungen treten mit dem gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 

§39
Mit der Durchführung dieser Vorschrift wird das Landeskonsistorium betraut.
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